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Einführung

Im Rahmen des Kinder- und Jugendhilfeweiterent-
wicklungsgesetzes (KICK), das zum 1. 10. 2005 in 
Kraft getreten ist, hat der Gesetzgeber den allge-
meinen Schutzauftrag der Jugendhilfe aus § 1 Abs. 
3 Nr. 2 SGB VIII für den Fall der Kindeswohlge-
fährdung präzisiert und in § 8a SGB VIII zusam-
mengefasst. Dieser betrifft die Rollenverteilung 
zwischen öffentlichen und freien Trägern, führt 
jedoch nicht dazu, dass der Staat nunmehr grund-
legende hoheitliche Aufgaben und Befugnisse (ins-
besondere Ermittlungsbefugnisse) auf die freien 
Träger übertragen kann.1
 
In § 8a Abs. 1 SGB VIII gibt er den Jugendämtern 
auf, dass sie bei „gewichtigen Anhaltspunkten“ für 
eine Kindeswohlgefährdung im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte eine Risikoabschätzung vor-
zunehmen haben:

Werden dem Jugendamt gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das 
Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehre-
rer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind die Per-
sonensorgeberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt wird. Hält das Jugend-
amt zur Abwendung der Gefährdung die Gewäh-
rung von Hilfen für geeignet und notwendig, so 
hat es diese den Personensorgeberechtigten oder 
den Erziehungsberechtigten anzubieten. 

In diese Risikoabschätzung müssen die Kinder und 
Jugendlichen sowie die Personensorgeberechtigten2 

1 Siehe hierzu Diakonie Korrespondenz 04/05: Kinder- und 
Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz. Handreichung mit Er-
läuterungen und Hinweisen zum SGB VIII vom 1. 10. 2005.
2  Nach Kunkel sind auch die Erziehungsberechtigten (z.B. 
Tagesmütter, Pfl egeeltern, Erzieherinnen, Stief eltern) ein-
zubeziehen. Vgl. Peter-Christian Kunkel, 2 Jahre Schutz-
auftrag nach § 8a SGB VIII, in: Kindschaftsrecht und Ju-

einbezogen werden, soweit dies das Wohl der Kin-
der oder Jugendlichen nicht gefährdet. Falls erfor-
derlich, müssen den Eltern zur Abwendung der Ge-
fährdung Hilfen angeboten werden. 

Der Gesetzgeber hat den Jugendämtern mit dieser 
Regelung nicht nur die Verfahrensschritte vorge-
geben (erkennen – bewerten – handeln), sondern 
zugleich auch konkrete fachliche Mindeststandards 
für die Risikoabschätzung bei Kindeswohlgefähr-
dung normiert3: 

1. Die Eltern sowie das Kind und der/die Jugend-
liche müssen in den Prozess der Risikoabschät-
zung einbezogen werden, es sei denn, dies 
würde den Schutz des Kindes bzw. des/der Ju-
gendlichen gefährden. Hierbei handelt es sich 
um eine zwingende Verfahrensvorschrift und 
nicht um eine Ermessensfrage. 

2. Die Risikoabschätzung hat im Fachteam zu er-
folgen, im Zusammenwirken mehrerer Fach-
kräfte und nicht allein durch die fallführende 
Fachkraft. Diese Vorgabe einer Risikoabschät-
zung im Team orientiert sich am Qualitäts-
merkmal der Erziehungsberatung und dem 
dort geltenden fachlichen Grundsatz, nämlich 
dem Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
im multiprofessionellen Team der Beratungs-
stelle (§ 28 SGB VIII). Die fachkollegiale Be-
urteilung ist nach § 8a Abs. 1 SGB VIII Grund-
lage einer fachlich qualifi zierten Einschätzung 
des Gefährdungs- und Hilfebedarfs.

gendhilfe 2/2008, S. 52-58 (im Folgenden zitiert als: Kunkel 
2008), S. 53. Vgl. auch Bringewat in: Peter-Christian Kun-
kel (Hg.), Sozialgesetzbuch VIII Kinder- und Jugendhil-
fe. Lehr- und Praxiskommentar, 3. Aufl age 2006, § 8a Rn 
34 (im Folgenden zitiert als Bringewat in LPK SGB VIII 
2006). 
3  Vgl. auch Reinhard Wiesner/Peter Büttner, Zur Umset-
zung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII in der Praxis, 
in: Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 7/8 2008, S. 292-297 
(im Folgenden zitiert als Wiesner/Büttner 2008).
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 Die Fachkräfte müssen zusammenwirken, also 
in einen fachlich-methodischen Beurteilungs- 
und Bewertungsprozess eintreten, der auf der 
Basis interfachlich festgestellter Gefährdungs-
situationen eine fachlich abgestimmte Progno-
se über Entwicklungsverläufe, Gefährdungs-
potential und die erforderlichen Hilfen 
ermöglicht. Diese im Fachteam erarbeitete 
Prognose über Entwicklungsverläufe bei be-
stehender Gefährdungslage ist die entschei-
dende Voraussetzung für die Verwirklichung 
des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII. 

 Diese Pfl icht zum Zusammenwirken mehrerer 
Fachkräfte ist eine konkrete Vorgabe zum Ver-
waltungsverfahren und nicht ins Belieben der 
Fachkräfte oder der Leitung gestellt. Die ein-
zelne Fachkraft soll mit der Verantwortung 
nicht allein gelassen werden. Die Wahrnehmung 
und Bewertung der gewichtigen Anhaltspunkte 
sowie die Erarbeitung eines Schutzplans soll 
im Austausch mit mindestens einer weiteren 
Fachkraft erfolgen (Vier-Augen-Prinzip)4. 

Der Gesetzgeber geht bei dieser Regelung davon 
aus, dass in jedem Jugendamt kinderschutzerfah-
rene Fachkräfte vorhanden sind, die die Risiko-
abschätzung kollegial durchführen können. Zur 
Bewältigung dieser Aufgabe, die zumeist komplexe 
Gemengelage unterschiedlichster und nicht selten 
auch verdeckter Risikofaktoren zu bewerten, ist der 
Kreis der Fachkräfte nicht auf eine Fachrichtung 
zu begrenzen. Vom Gesetz her zulässig und je nach 
Einzelfall ggf. auch zwingend ist die Mitwirkung 
von Fachkräften außerhalb des Jugendamtes (wie 
z.B. Suchtberatung, Kinder- und Jugendpsychia-
trie, medizinische Dienste)5. Wenn für die Risikoa-
bschätzung weiteres Fachwissen erforderlich ist, so 
ist es unter Beachtung des Datenschutzes durch den 
Einbezug Externer (z.B. Pädiatrie, Kinder- und Ju-

4  Dies ist für alle Fachkräfte der öffentlichen Jugendhilfe 
verbindlich, für die kommunale Erziehungsberatungsstelle 
ebenso wie für die kommunale Kindertagesstätte, den All-
gemeinen Sozialen Dienst (ASD) oder den Pfl egekinder-
dienst. Vgl. Johannes Münder u.a., Frankfurter Kommen-
tar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, 5. vollständig 
überarbeitete Aufl age 2006, § 8a, Rn 14 (im Folgenden zi-
tiert als Münder 2006). 
5  Vgl. Bringewat in LPK-SGB VIII 2006, § 8a Rn 30.

gendpsychiatrie) in die kollegiale Beratung sicher-
zustellen; es kann auch in Form einer externer Su-
pervision erfolgen6. Diese kollegiale Beratung im 
Fachteam ist nicht an § 36 SGB VIII angelehnt, es 
fi ndet keine Beteiligung der Personensorgeberech-
tigten, der Kinder oder Jugendlichen statt7.

In § 8a Abs. 2 SGB VIII werden die Jugendämter 
verpfl ichtet, Vereinbarungen mit den freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe abzuschließen: 

In Vereinbarungen mit den Trägern von Ein-
richtungen und Diensten, die Leistungen nach 
diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach Abs. 1 
in entsprechender Weise wahrnehmen und bei 
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ hinzuziehen. 
Insbesondere ist die Verpfl ichtung aufzuneh-
men, dass die Fachkräfte bei den Personensor-
geberechtigten oder den Erziehungsberechtigten 
auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 
wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die angenommenen 
Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die Ge-
fährdung abzuwenden.

Das Jugendamt soll über eine solche Vereinbarung 
sicherstellen, dass die Fachkräfte des freien Trägers 
den Schutzauftrag nach Abs. 1 „in entsprechender 
Weise“ wahrnehmen. Auf der Grundlage solcher 
Vereinbarungen soll bei „gewichtigen Anhalts-
punkten“ zur Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ hinzugezogen 
werden. Die (fallführenden) Fachkräfte sollen auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn 
sie diese für erforderlich halten und, falls diese 
nicht ausreichen, um die Gefährdung abzuwehren, 
das Jugendamt informieren8. 

6  Vgl. Münder 2006, § 8a Rn 15. 
7  Vgl. Münder 2006, § 8a Rn 16. 
8  Beim Abschluss von Vereinbarungen ist die Autonomie 
des freien Trägers zu achten: Er ist nicht verpfl ichtet, eine 
solche Vereinbarung abzuschließen. Er kann den Schutz der 
Kinder auch dadurch gewährleisten, dass er eine Selbst-
verpfl ichtungserklärung abgibt. Wenn dadurch der Kin-
derschutz ausreichend gewährleistet ist, können sich keine 
Konsequenzen für die Betriebserlaubnis (§ 45 SGB VIII) 
ergeben. Vgl. Kunkel 2008, S. 54f. 

Einführung
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Die Fachkräfte des freien Trägers müssen nicht 
Sachverhalte ermitteln, sie haben keine Pfl icht zur 
Informationsgewinnung außerhalb ihres Dienstes 
und auch keine Ermittlungsbefugnis. Sie sind an-
ders als die Fachkräfte des Jugendamts ausschließ-
lich in Bezug auf das von ihnen in der jeweiligen 
Einrichtung betreute Kind in den Schutzauftrag 
eingebunden9. Die Vereinbarung nach § 8a Abs. 2 
SGB VIII verpfl ichtet sie, bei gewichtigen Anhalts-
punkten, von denen sie im Rahmen ihrer Tätigkeit 
Kenntnis erlangen, eine Risikoabschätzung vorzu-
nehmen und zwar unter Hinzuziehung einer „inso-
weit erfahrenen Fachkraft“. 

Die fachlichen Mindeststandards in § 8a Abs. 1 
SGB VIII – Einbeziehung von Eltern und Kindern 
bzw. Jugendlichen in den Prozess der Risikoab-
schätzung und das Zusammenwirken im Fachteam 
– gelten für die freien Träger auf der Grundlage von 
Vereinbarungen nach § 8a Absatz 2 SGB VIII „in 
entsprechender Weise“. 

Die kollegiale Fachberatung im Team ist den freien 
Trägern über die Hinzuziehung einer „insoweit er-
fahrenen Fachkraft“ als generelle fachliche Norm 
für die Risikoabschätzung vorgegeben. Der Ge-
setzgeber geht davon aus, dass nicht in allen Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe in freier 
Trägerschaft die Fachkräfte zugleich auch erfahre-
ne Kinderschutzfachkräfte sind und daher bei der 
Aufgabe, die gewichtigen Anhaltspunkte zu bewer-
ten und das Risiko einer Kindeswohlgefährdung zu 
prognostizieren, fachliche Unterstützung benöti-
gen. Inhaltlich entspricht dies der Verpfl ichtung des 
Jugendamtes in Abs. 1, das Gefährdungsrisiko im 
Fachteam abzuschätzen. 

Das Jugendamt hat einen Koordinierungsauftrag für 
die Sicherstellung der notwendigen Fachberatung10. 
Es liegt in seiner Verantwortung, dass ausreichend 
„insoweit erfahrene Fachkräfte“ zur Verfügung ste-
hen, die die freien Träger im Bedarfsfall zur kollegi-
alen Beratung der Fachkräfte hinzuziehen können.

9  Die Fachkräfte müssen also nicht Anhaltspunkten für ei-
ne Kindeswohlgefährdung z. B. eines Nachbarkindes nach-
gehen, von dem sie in der Beratung hören, das aber nicht 
selbst bei ihnen in Beratung ist. Vgl. Kunkel 2008, S. 52. 
10  Vgl. Münder 2006, § 8a Rn 31.

Erziehungs- und Familienberatungsstellen haben 
in der Regel in ihrem multiprofessionellen Team 
Fachkräfte, die sowohl von ihrer Grundausbildung 
her als auch aufgrund von Zusatzqualifi kationen 
und Praxiserfahrung in der Lage sind, die Auf-
gaben einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ zu 
übernehmen. 

Die Träger der Erziehungs- und Familienbera-
tungsstellen in kirchlich-diakonischer Trägerschaft 
stehen vor der Aufgabe zu klären, ob und unter 
welchen Bedingungen Beratungsfachkräfte ihrer 
Dienste die zusätzliche fachdienstliche Aufgabe 
einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ überneh-
men sollen oder können und wie sie diese zusätzli-
che fachdienstliche Aufgabe angemessen gestalten 
können. 

Damit ist eine Reihe von Fragen verbunden, die die 
Träger bzw. die Verantwortlichen vor Abschluss 
von Vereinbarungen und vor der Übernahme einer 
solchen Aufgabe klären müssen. Sie sind im Fol-
genden entlang der Qualitätsebenen Strukturqua-
lität (I.), Prozessqualität (II.) und Ergebnisqualität 
(III.) kommentiert aufgelistet. 

Die folgenden Ausführungen sind nicht als eine ab-
schließende Aufzählung von Fragen und Antworten 
gedacht. Vielmehr soll diese „kommentierte Fra-
genliste“ die Fachdiskussion vor Ort anregen und 
unterstützen. Rückmeldungen zu ihrer Ergänzung 
und Aktualisierung sind ausdrücklich erwünscht! 

Diese Arbeitsshilfe ist in einer Arbeitsgruppe von 
Kolleginnen und Kollegen aus Beratungsstellen, 
Diakonischen Werken und dem Evangelischen 
Zentralinstitut für Familienberatung unter Feder-
führung des Diakonie-Bundesverbandes erarbeitet 
worden11. Ihnen allen sei an dieser Stelle herzlich 
für ihre Mitarbeit gedankt!

11  In dieser Arbeitsgruppe haben mitgearbeitet: Elisabeth 
Breer, Diakonisches Werk Bayern; Barbara Franke, Evang. 
Beratungszentrum, Bochum; Achim Haid-Loh, Evang. 
Zentralinstitut für Familienberatung, Berlin; Ulrich Kruse, 
Diakonisches Werk Schleswig-Holstein; Stefan Mühl, Er-
ziehungs- und Familienberatungsstelle der Diakonie Frei-
berg; Ingrid Reutemann, Diakonisches Werk Baden; Sigrid 
Richter-Unger, Beratungsstelle Kind im Zentrum, Berlin.

Einführung
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I. Strukturqualität 

Welche Qualifi kationen braucht die 

 „insoweit erfahrene Fachkraft“ nach 

§ 8a Abs. 2 SGB VIII?

Der Gesetzgeber unterscheidet in § 8a Abs. 2 zwi-
schen den (fallführenden) „Fachkräften“12 und 
der „insoweit erfahrenen Fachkraft“, die bei einer 
Risiko abschätzung hinzugezogen werden soll. 

Die (fallführenden) Fachkräfte in Einrichtungen 
und Diensten der freien Träger sollen den Schutz-
auftrag nach Abs. 1 „in entsprechender Weise“ 
wahrnehmen, das heißt vor allem, gewichtige An-
haltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung erken-
nen. Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ soll diese 
Anhaltspunkte bewerten helfen, das Gefährdungs-
risiko abschätzen, also eine Prognose erstellen und 
auch Hilfskonzepte (mit)entwickeln. 

Der Gesetzgeber macht keine inhaltliche Vorgabe 
über die Profession der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ (anders als etwa in § 35a Abs. 1a SGB VIII). 

Er nennt als Anhaltspunkte für die erforderliche 
Qualifi kation, dass es eine Fachkraft sein muss, die 
erfahren ist und zwar insoweit – also einschlägig – 
erfahren im Hinblick auf die Aufgabe, die sie zu 
leisten hat. 

In der Fachdiskussion hat sich inzwischen ein Kon-
sens darüber herausgebildet, dass für diese Aufga-
be eine sozialpädagogische, psychologische oder 
jugendhilfespezifi sche Berufsausbildung vorauszu-
setzen ist („Fachkraft“), dass eine gewisse Berufser-
fahrung erforderlich ist („erfahren“) und dass diese 

12  Fachkräfte sind Fachkräfte i.S.d. §§ 72; 79 Abs. 3; 36 
SGB VIII. Fachkräfte benötigen persönliche Merkmale (z.B. 
Teamfähigkeit, Empathie und Belastbarkeit) und fachliche 
Kenntnisse (§ 72 SGB VIII). Die fachlichen Kenntnisse kön-
nen durch Ausbildung (z.B. in Sozialpädagogik, Diplompä-
dagogik, Heilpädagogik, Psychologie) oder Fort- und Wei-
terbildung erworben sein. Vgl. auch Kunkel 2008, S.53.

erfahrene Fachkraft einschlägige Praxiserfahrungen 
im Hinblick auf die Risikoabschätzung bei Kindes-
wohlgefährdung braucht („insoweit erfahren“)13. 

Berufsanfängerinnen oder Jahrespraktikanten bei-
spielsweise können daher nicht „insoweit erfahrene 
Fachkräfte“ sein. „Insoweit erfahrene Fachkraft“ ist 
auch nicht, wer sich dafür hält oder dazu bestimmt 
wird, sondern wer Qualifi kation und einschlägige 
Berufserfahrung vorweisen kann. Die Anforderung 
an die Fachkraft, „insoweit erfahren“ zu sein, arbei-
tet mit einem unbestimmten Rechtsbegriff. Sollte es 
hier zu einem Streit kommen, ist seine Bedeutung 
für den konkreten Fall durch Auslegung zu ermit-
teln. Dabei kommt dem Träger, der eine bestimmte 
Person für die Aufgabe einer „insoweit erfahrenen“ 
Fachkraft ausgewählt hat, kein Beurteilungsspiel-
raum zu. Vielmehr kann ein Gericht überprüfen, ob 
die ausgewählte Person die an sie gestellten Anfor-
derungen erfüllt und der Träger sich mit ihrer Aus-
wahl korrekt verhalten hat. 

Wie bei bei der Risikoabschätzung im Fachteam des 
Jugendamtes kann bei der Risikoabschätzung durch 
die „insoweit erfahrene Fachkraft“ bei Bedarf ex-
terne Fachkompetenz (z.B. zur Beurteilung medizi-
nischer Sachverhalte) hinzugezogen werden. 

Die Empfehlungen der Landesjugendämter in 
Rheinland-Pfalz14 und Bayern15 zur Umsetzung 
des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII enthalten 
vergleichsweise ähnliche Hinweise zum Mindest-

13  Vgl. Wiesner/Büttner 2008, S. 295f. Nach Kunkel sind 
entwicklungspsychologische Kenntnisse für die Erstellung 
einer Prognose zur Kindeswohlgefährdung unabdingbar. 
Vgl. Kunkel 2008, S. 53.
14  Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rhein-
land-Pfalz, Empfehlungen zur Vereinbarung nach § 8a SGB 
VIII, 2006. 
15  Bayerisches Landesjugendamt, Empfehlungen zur Um-
setzung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII 2006.
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anforderungsprofi l der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“, auf die sich auch verschiedentlich örtliche 
Jugendämter in ihren Vereinbarungen beziehen: 

eine einschlägige Berufsausbildung (z.B. Di- �

plompsychologin, Diplomsozialpädagoge, Ärz-
tin, Diplomsozialarbeiter) 
(nachgewiesene) einschlägige Fortbildung  �

einschlägige Praxiserfahrung im Umgang mit  �

Fallkonstellation von Kindeswohlgefährdung 
(z.B. Kindesmisshandlung, sexueller Missbrauch, 
Vernachlässigung) 
Kompetenz zur kollegialen (Team-)Beratung  �

(bzw. Supervision) 
Persönliche Eignung (Beurteilung anhand der  �

Kriterien: Belastbarkeit; Urteilsfähigkeit; pro-
fessionelle Distanz)

Das Landesjugendamt Bayern ergänzt noch um die 
Fähigkeit zur Kooperation mit den Fachkräften öf-
fentlicher und freier Träger der Jugendhilfe sowie 
weiterer Einrichtungen z. B. der Gesundheitshilfe, 
Polizei etc. Außerdem soll die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ nach Möglichkeit auch supervisorische 
oder Coaching-Kompetenzen vorweisen können16.

Die kommunalen Spitzenverbände in  Hessen be-
schränken sich dagegen in ihrer  Arbeitshilfe auf 
die Anforderung der persönlichen  Eignung der 
und  der spezifi schen Qualifi kation. Insbeson dere 
werden entsprechende Fortbildungen oder beson-
deren Erfahrungen in der Arbeit mit Kindes wohl  -
gefährdungssituationen vorausgesetzt17. 

Nach der Senatsverwaltung für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung in Berlin gelten „insbesondere 
regelmäßig die sozialpädagogischen Mitarbeiterin-
nen in den Einrichtungen und Diensten der Hilfen 
zur Erziehung oder einer Beratungsstelle in freier 
Trägerschaft (Spezialberatungsstelle, EFB etc)“18 

16  Vgl. Bayerisches Landesjugendamt, a.a.O, Seite 3f.
17  Handreichung zur Umsetzung des § 8a (2) SGB VIII. 
Arbeitshilfe der kommunalen Spitzenverbände, Hessischer 
Landkreistag und Hessischer Städtetag, für die hessischen 
Jugendämter, Dezember 2006, S. 14.
18  Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und For-
schung in Berlin, Jugendrundschreiben Nr. 71/2006 zur 
Umsetzung des Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII bei 
Kindeswohlgefährdung, S. 2.

als „insoweit erfahrene Fachkräfte“. In der Regel 
soll der Tätigkeit der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ eine Ausbildung in Sozialarbeit, Sozialpäd-
agogik oder Psychologie zugrunde liegen. Erziehe-
rinnen benötigen Fortbildungen zum Kinderschutz, 
um sich die nötigen Kenntnisse zu erwerben. Erfor-
derlich sind Kenntnisse und Erfahrungen hinsicht-
lich der Einschätzung von Kindeswohlgefährdung 
in den Bereichen:
– physische und psychische Misshandlung
– sexueller Missbrauch
– Vernachlässigung 
– häusliche Gewalt. 

Außerdem benötigen die „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ Kenntnisse über die Arbeit und Erfah-
rungen mit der Arbeitspraxis des Jugendamtes, des 
Familiengerichts, anderer relevanter Institutionen 
(Schule, Polizei, Gesundheitsdienst, Kliniken etc.) 
und örtlicher Vernetzungsgremien sowie Kennt-
nisse über die rechtlichen Grundlagen des Kinder-
schutzes sowie Kenntnisse und Erfahrungen in der 
Praxisberatung von anderen Mitarbeiter/innen.

Das Kinderschutzzentrum Berlin differenziert die 
Anforderungen folgendermaßen aus: 
Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ braucht 
1. Kenntnisse über 

die Ursachen und die (familiäre) Dynamik von  �

konfl ikthaften Beziehungen
das Erleben und die Abwehr der Eltern bei fa- �

miliärer Gewalt
über die Symptome, die Entwicklungsbeein- �

trächtigungen und die Resilienz von Kindern 
in gefährdeten Beziehungen
über das innere Erleben der Kinder und die  �

Bindung an die Eltern
über Risiken und Ressourcen der Familien �

2. Kenntnisse des rechtlichen Rahmens von Kin-
deswohlgefährdung und Datenschutz.

3. Ein professionelles Selbstverständnis. Dazu 
gehört

Umgang mit der Gegenübertragung bei Ge- �

walt in der Familie
Umgang mit Abwehr und Widerstand von Fa- �

milien
Fähigkeit, Schwieriges zur Sprache zu bringen �

I. Strukturqualität
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Kompetenz im konfrontierenden Gespräch  �

mit den Eltern19

4. Kenntnisse des Hilfesystems und der Koopera-
tionswege.

5. Kenntnisse über den spezifi schen Kontext, in 
dem sie als Fachkraft tätig wird:

über die spezifi schen Fähigkeiten und Risiken  �

bei der Wahrnehmung der Gefährdung von 
Kindern bei den Mitarbeitern der Institution 
über das Beziehungsdreieck Institution, Eltern  �

und Kinder und dessen Bedeutung für einen 
Gefährdungskonfl ikt
über die innere Organisation und Vernetzung  �

der beratenen Institution20.

Soll die „insoweit erfahrene Fachkraft“ 

eine Mitarbeiterin / ein Mitarbeiter eines 

freien Trägers oder des Jugendamts 

sein? 

Der Gesetzgeber gibt nicht vor, ob die „insoweit er-
fahrene Fachkraft“ eine Mitarbeiterin oder ein Mitar-
beiter des Jugendamts oder eines freien Trägers ist. 

Prof. Münder und Prof. Wiesner plädieren in ihren 
Kommentaren zu § 8a Abs. 2 SGB VIII dafür, dass 
die „insoweit erfahrene Fachkraft“ außerhalb des 
Jugendamts bzw. des Allgemeinen Sozialen Dien-
stes (ASD) angesiedelt wird. 

Prof. Münder begründet dies mit der Sicherstellung 
der Vertraulichkeit21: 

Der Gesetzgeber hat in § 8a Abs. 2 S.2 SGB VIII  �

ausdrücklich keine unmittelbare und direkte In-
formation des ASD im Jugendamt vorgesehen. 
Weder macht § 8a das Jugendamt zur Meldebe-
hörde noch die Leistungserbringer zu „Mel-
dern“. 
Er hat vielmehr in § 8a Abs. 2 S.2 SGB VIII eine  �

Information des Jugendamts (ohne Einwilligung 
der Betroffenen) nur bei Vorliegen einer Kindes-
wohlgefährdung und nicht ausreichender Inan-

19 siehe hierzu die Ausführungen zu II. Prozeßqualität.
20  Vgl. Georg Kohaupt, Kinderschutz-Zentrum Berlin e.V., 
Der Schutzauftrag der Jugendhilfe nach § 8a KJHG. Vor-
trag auf dem Kinderschutzfachtag des Bezirkes Neukölln 
am 3.5.2006, S. 11f. 
21  Vgl. Münder 2006, § 8a Abs. 2 Rn 31.

spruchnahme der Hilfen vorgesehen. Zu Sicher-
stellung der Vertraulichkeit ist die Fachberatung 
eher außerhalb des Jugendamts oder oder zumin-
dest des ASD anzusiedeln, etwa bei einer Bera-
tungsstelle. 

Auch Prof. Wiesner argumentiert mit der Sicher-
stellung der Vertraulichkeit und der Notwendigkeit, 
der Einrichtung den Zugang zur Familie zu erhalten 
sowie mit der Absicht des Gesetzgebers, die Risi-
koabschätzung zunächst in der Verantwortung der 
freien Träger zu belassen: 

„Inhaltlich entspricht die Regelung der Verpfl ich- �

tung des JAmts in Abs. 1, das Gefährdungsrisiko 
„im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte“ ab-
zuschätzen. Dem Sinn und Zweck der Vorschrift 
entsprechend, möglichst den Zugang zur Familie 
zu erhalten und nicht eine Blockadehaltung der 
Eltern zu provozieren, kommen primär Fachkräf-
te aus spezialisierten Einrichtungen und Diensten 
freier Träger wie Erziehungsberatungsstellen 
oder Kinderschutzzentren in Betracht. 
Zwar schließt der Wortlaut auch die Beteiligung  �

von Fachkräften des ASD nicht aus. Ihre Einbe-
ziehung vereitelt jedoch den Zweck der Vor-
schrift, die Risikoabschätzung in eigener Verant-
wortung der Einrichtung bzw. des Dienstes 
vorzunehmen und erst bei mangelnder Koopera-
tion der Eltern das Jugendamt einzuschalten22“. 

Die Praxis mancher Kommunen, den freien Trägern 
Fachkräfte des ASD als „insoweit erfahrene Fach-
kräfte“ vorzugeben, bezeichnet er als nach allge-
meiner Auffassung rechtswidrig. Sie „würde dem 
Sinn und der Philosophie des Gesetzes zuwider lau-
fen, weil auf diese Art und Weise das Jugendamt 
von Beginn der Gefährdungseinschätzung an „mit 
am Tisch“ sitzt“23.
 
Der Gesetzgeber lässt auch offen, wo die „insoweit 
erfahrene Fachkraft“ organisatorisch anzubinden ist. 

22  Reinhard Wiesner, SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, 
3. völlig überarb. Aufl age 2006, § 8a Abs. 2 Rn 39. 
23  Wiesner/Büttner 2008, S. 296. Ähnlich argumentiert 
auch Kunkel: „Subsidiär (wegen des Datenschutzes) kann 
auch auf eine beim Jugendamt beschäftigte Fachkraft zu-
rückgegriffen werden.“ Kunkel 2008, S. 53.
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Grundsätzlich sind zwei Modelle denkbar: 

1. Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ kann inner-
halb der Einrichtung/des Dienstes  beschäftigt 
sein, deren fallführende Fachkraft sie hin-
zuzieht. Sie kann aber nicht die fallführende 
Fachkraft ersetzen. Dies ist aber nur bei einem 
großen Einrichtungsträger denkbar. Die „inso-
weit erfahrene Fachkraft“ würde in diesem Fall 
die interne Organisation – die Hierarchien, in-
ternen Probleme, Verfahrensabläufe etc. – ken-
nen. Die Kontinuität der Zusammenarbeit wäre 
durch sie als beständige Ansprechpartnerin für 
die Mitarbeitenden gewährleistet. 

2. Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ ist beim 
Träger einer anderen Einrichtung beschäftigt 
und wird damit von außen hinzugezogen. Dies 
wird die Regel sein. Sie hat also keinen Einblick 
in die internen Verfahrensabläufe der Einrich-
tung. Es ist wünschenswert, wenn die Zusam-
menarbeit ggf. verstetigt wird, im Bedarfsfall 
dieselbe „insoweit erfahrene Fachkraft“ hin-
zugezogen werden kann und sich so eine kon-
tinuierliche Zusammenarbeit etablieren kann. 
Dies kann die Zusammenarbeit im Einzelfall 
vereinfachen. 

Kann auch eine Beratungsstelle die 

Aufgabe einer „insoweit erfahrenen 

Fachkraft“ übernehmen oder muss es 

eine einzelne Fachkraft sein? 

Die Mitwirkung als „insoweit erfahrene Fach-
kraft“ muss entsprechend qualifi zierten Einzelper-
sonen vorbehalten bleiben. Hierfür spricht zum Ei-
nen, dass es bei der Beratung nach § 8a SGB VIII 
gerade auf konkretes Erfahrungswissen ankommt, 
das sie in die Abschätzung des Gefährdungsrisi-
kos einbringen soll. Institutionell gesammelte Er-
fahrung, die den Mitarbeitenden einer Einrichtung 
z.B. als Aktenbestand zum Nachschlagen zur Ver-
fügung steht, reicht nicht aus. Es kommt vielmehr 
gerade darauf an, dass die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ ihr eigenes Erfahrungswissen ohne 
weiteren Transfer in die Bewertung der wahrge-
nommen Anzeichen für eine Risikogefährdung 
einbringen kann. 

Zum Anderen sprechen datenschutzrechtliche Er-
wägungen gegen eine Heranziehung von Beratungs-
stellen als institutionelle „insoweit erfahrene Fach-
kraft“. Der strafrechtlich bewehrte Datenschutz in 
§ 203 StGB läßt nur eng begrenzte Ausnahmen zu 
und richtet sich jeweils an Einzelpersonen. Wenn 
§ 65 Abs.1 Nr. 4 SGB VIII deshalb die Weitergabe 
anvertrauter Daten an eine nach § 8a SGB VIII her-
angezogene Fachkraft zulässt, kann das immer nur 
eine namentlich benannte Einzelperson, nicht aber 
eine Einrichtung als solche sein. 

In den einschlägigen Empfehlungen der Landesju-
gendämter ist daher auch die Aufl istung von Ein-
zelpersonen als Anlage an die Vereinbarungen des 
Jugendamts mit den freien Trägern vorgesehen 24. 

Möglich ist die Aufnahme des Teams der Bera-
tungsstelle in die Liste der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“, wenn die Fachkräfte des Teams na-
mentlich genannt werden. Dies setzt voraus, dass 
die Fachkräfte der Beratungsstelle insgesamt die 
Anforderungen an Qualifi kation und Erfahrung ei-
ner „insoweit erfahrenen Fachkraft“ erfüllen. 

Können Leitungskräfte die Aufgaben 

einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 

übernehmen? 

Die Beratungsfachkraft übernimmt die Aufgaben 
einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ aufgrund ih-
rer Qualifi kation und Erfahrung. Sie hat eine aus-
schließlich beratende Rolle und ihre Einordnung in 
die Hierarchien oder in organisatorische Abläufe 
darf für diese Funktion keine Rolle spielen. Sie ist 
in ihrer Aufgabenwahrnehmung persönlich haftbar. 
Für die Heranziehung als „insoweit erfahrene Fach-
kraft“ kommen daher sowohl angestellte Beratungs-
fachkräfte wie auch Leistungskräfte in Betracht. 
Unabhängig von der Einbindung in die Hierarchie 
stellt sich die Frage nach der Fachaufsicht über die 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ und der erforderli-
chen fachlichen Begleitung. 

24  Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rhein-
land-Pfalz, Empfehlung zur Vereinbarung nach § 8a SGB VI-
II, S. 13: „Die zu beteiligenden erfahrenen Fachkräfte im Sinne 
des Abs. 1, werden in einer einvernehmlichen Anlage zu dieser 
Vereinbarung durch namentliche Nennung ... festgelegt“. 

I. Strukturqualität
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Eine Fachaufsicht über die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ durch die Leitung der Beratungsstelle 
sollte ergänzt werden durch entsprechende kolle-
giale Intervision oder Qualitätszirkel mit anderen 
„insoweit erfahrenen Fachkräften“ in derselben 
Funktion. Dies ist insbesondere erforderlich, wenn 
die Leitung der Beratungsstelle die Aufgabe der 
„insoweit erfahrenen Fachkraft“ übernimmt, weil 
deren formale Fachaufsicht der Aufgabe in der Re-
gel besonders fern steht. 

Die Letztverantwortung für die Umsetzung der 
Beratungsergebnisse von fallführender Fachkraft 
und „insoweit erfahrener Fachkraft“ trägt die für 
die fallführende Fachkraft und deren Einrichtung 
zuständige Fach- und Dienstaufsicht. Abweichende 
einrichtungsspezifi sche Regelungen sind hier aller-
dings möglich. 

Welche Rahmenbedingungen sind für 

die Tätigkeit einer „insoweit erfahrenen 

Fachkraft“ erforderlich?

Es bedarf einer Leistungsbeschreibung für die zu-
sätzliche fachdienstliche Aufgabe einer „insoweit 
erfahrenen Fachkraft“, die Ausführungen zu fol-
genden Sachverhalten enthalten sollte: 

Wer erteilt ihr den Auftrag?  �

Was sind ihre fallbezogenen Aufgaben? Welche  �

fallübergreifenden Aufgaben übernimmt sie? Zu 
welchen Problemkonstellationen und Altersgrup-
pen kann sie einbezogen werden? 
Welche Qualifi kationen sind für diese Tätigkeit  �

erforderlich? 
Welche Befugnisse hat die „insoweit erfahrene  �

Fachkraft“? 
Welches sind die Grenzen ihrer Tätigkeit (z.B.  �

keine Hinzuziehung zu Elterngesprächen, keine 
eigene Begutachtung von Verhaltensauffällig-
keiten des Kindes)? 
Wer informiert wann und in welcher Form die  �

Leitung bzw. den Träger der Einrichtung über 
das Ergebnis der Risikoabschätzung der „inso-
weit erfahrenen Fachkraft“? Wer hat die Verant-
wortung für die ggf. erforderliche Information 
des Jugendamtes? 
Welche Regelung ist für den Konfl iktfall zwi- �

schen „insoweit erfahrener Fachkraft“, fallfüh-

render Fachkraft, Einrichtungsleitung und  Träger 
über das Vorgehen bei Kindes wohlgefährdungs-
situationen vorgesehen?
Wie sind die Entgelte für den personellen, fi nan- �

ziellen und sächlichen Aufwand (z.B. Fahrko-
sten, Telefonate, Kopien) geregelt? 
Wer übernimmt die Vertretung der „insoweit er- �

fahrenen Fachkraft“ für die Zeit, in der sie von 
ihren üblichen dienstlichen Verpfl ichtungen im 
Beratungsstellenteam abgezogen ist? 
Wie ist die Zeit- und Mengenerfassung der Zu- �

satzleistung geregelt?
Wer hat die Verantwortung für die Prozesssteue- �

rung in Kinderschutzfällen? Gibt es ein Kinder-
schutzkonzept des jeweiligen Trägers, in dem 
beispielsweise auch die Fach- und Dienstaufsicht 
über die „insoweit erfahrene Fachkraft“ geregelt 
ist)? 
Wie ist die Qualitätssicherung (Qualitätszirkel,  �

Intervisionszirkel, Fortbildung, kontinuierliche 
externe Supervision für den Einsatz der „inso-
weit erfahrenen Fachkraft“ in Kinderschutz-
fällen) sowie deren Kostenerstattung geregelt? 
Wer dokumentiert was in welcher Form? Wer er- �

hält die Dokumentation? Wie werden die ein-
schlägigen Erfahrungen in der Zusammenarbeit 
bei der Risikoabschätzung (zwischen Jugendamt, 
fallführender Fachkraft“ und „insoweit erfah-
rener Fachkraft“ evaluiert (retrogrades Rapport- 
und Feedbacksystem)?

Wer ist der Auftraggeber der „insoweit 

erfahrenen Fachkraft“?

Auftraggeber der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
ist im rechtlichen Sinne der Träger der Einrichtung, 
in der eine Risikoabschätzung erfolgen soll. 

In der Praxis werden die fallführende Fachkraft 
selbst, das von ihr hinzugezogene Team, die Ge-
schäftsführung der Einrichtung oder die Leitung der 
Einrichtung auf die „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
zugehen und sie in den konkreten Fall einbeziehen. 

Wenn die fallführende Fachkraft bzw. das hinzu-
gezogene Team die „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
eigenständig einbezieht, muss die Leitung der Ein-
richtung darüber umgehend informiert werden. 

I. Strukturqualität
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Wer die Kompetenz zur Auftragserteilung (mög-
licherweise mit Kostenfolgen) im jeweiligen Trä-
gerbereich inne hat, muss trägerspezifi sch durch 
das zu verabschiedende Kinderschutzkonzept des 
jeweiligen Trägers geregelt werden. In diesem sind 
die Verfahrensabläufe und die prozesssteuernden 
Kompetenzträger beschrieben und benannt. Teil 
dieses Kinderschutzkonzeptes des Trägers sollte es 
ebenfalls sein, mögliche Kostenneutralität (z. B. bei 
trägerinterner Hinzuziehung) oder mögliche Ko-
stenfolgen für diese zusätzliche Leistungserbrin-
gung durch die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ 
vertraglich oder per Vereinbarung zu regeln. 

Zu dieser Regelung sind auch die für die Kosten-
folgen verantwortlichen zuständigen Jugendämter 
hinzuzuziehen25.

Wie verhält es sich mit der Einbeziehung 

der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ bei 

akuter Kindeswohlgefährdung? 

Die insofern erfahrene Fachkraft ist einzubezie-
hen, wenn gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Kindeswohlgefährdung vorliegen und eine Risi-
koabschätzung erfolgen muss, durch die geklärt 
werden muss, ob und ggf. welche Hilfen erforder-
lich sind, um die Gefährdung des Wohl des Kindes 
abzuwenden. 

Allerdings kann sich die vermutete Gefahrenlage 
für ein Kind so weit verdichten, dass akuter Hand-
lungsbedarf besteht. In diesem Fall geht die Senats-
verwaltung von Berlin in ihrer Empfehlung zurecht 
davon aus, daß dann auch eine Pfl icht der fallfüh-
renden Fachkraft besteht, nach Absprache mit der 
Leitung und/oder dem Träger der Stelle – dies ist 

25  In der Rahmenvereinbarung des Landes Berlin für die 
Erziehungs- und Familienberatung ist die Hinzuziehung 
von insofern erfahrenen Fachkräften aus dem Bereich der 
Erziehungsberatungsstellenteams explizit als „Zusatzlei-
stung“ geregelt. Sie gehört nicht zu den Standardaufga-
ben des integrativen Produkts „Erziehungsberatung“ nach 
§ 28 und wird auch nicht als reguläre Präventionsleistung 
verstanden. Derzeit ist das Kooperationsgremium von Se-
natsverwaltung, Landesjugendamt, Bezirksdezernenten 
und den Vertretern der Spitzenverbände in der freien Wohl-
fahrtspfl ege damit beauftragt, eine entsprechende Kosten-
regelung (Fachleistungsstunde oder Fallpauschale) für die-
se Zusatzleistung zu ermitteln.

in einer internen Verfahrenregelung festzulegen – 
falls erforderlich direkt das Familiengericht anzu-
rufen bzw. das zuständige Jugendamt zu informie-
ren. Dies dürfte immer dann gegeben sein, wenn 
die gewichtigen Anhaltspunkte für eine Gefähr-
dung des Kindeswohles i. S. v. § 8a SGB VIII auf 
eine gegenwärtige Gefahr für die Gesundheit oder 
das Leben des betreffenden Kindes hinweisen. In 
diesem Fall bedeutete die Heranziehung der „in-
soweit erfahrenen Fachkraft“ einen für das Kind 
gefährlichen Verzug der benötigten unmittelbaren 
Hilfe und darf deshalb ausnahmsweise übersprun-
gen werden.

Welche datenschutzrechtlichen Vorga ben 

sind bei der Einbeziehung der „insoweit 

erfahrenen Fachkraft“ zu beachten?

Für kirchlich-diakonische Einrichtungen fin-
det anstelle des staatlichen Datenschutzgesetzes 
(BDSG) das Datenschutzgesetz der Evangelischen 
Kirche Deutschlands (DSG.EKD) Anwendung.26 
Damit richtet sich die Übermittlung von Daten an 
staatliche Behörden für kirchlich-diakonische Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter nicht nach den all-
gemeinen Regelungen, sondern nach § 12 Abs. 7 
DSG.EKG. Eine solche Übermittlung ist zulässig, 
„wenn dies eine Rechtsvorschrift zulässt oder dies 
zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben erforder-
lich ist, die der übermittelnden Stelle obliegen, 
und nicht offensichtlich berechtigte Interessen der 
betroffenen Person entgegenstehen.“ 

Das SGB VIII enthält besondere Datenschutzre-
gelungen, die sowohl gegenüber dem allgemeinen 
Datenschutzrecht als auch gegenüber § 35 SGB I 
die Anforderungen an den Datenschutz verschär-
fen. Sie richten sich jedoch an die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der öffentlichen Jugendämter und 
der Sozialverwaltung. Für freie Träger und ihre 
Mitarbeitenden entfalten sie daher keine unmittel-
bare Bindung. Wenn Einrichtungen und Dienste 
der freien Träger in Anspruch genommen wer-
den, so ist der öffentliche Träger nach § 61 Abs. 3 
SGB VIII verpfl ichtet, den Schutz personenbezo-

26 Peter Niemann, Heribert Renn (Hg.), Geheimhaltung 
und Datenschutz – Informationelle Selbstbestimmung in 
diakonischen Einrichtungen, 4. Aufl age 2003, S. 35.
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gener Daten bei der Erhebung und Verwendung 
in einer den öffentlichen Trägern entsprechenden 
Weise sicherzustellen. 

Dies bedeutet, dass eine entsprechende Qualität 
gewährleistet sein muss, was aufgrund des DSG.
EKD bei den kirchlich-diakonischen Trägern der 
Fall ist. Grundlage für eine solche Sicherstellung 
kann eine Vereinbarung im Sinne des § 8a SGB 
VIII ebenso wie eine einseitige Selbstverpfl ichtung 
des freien Trägers sein27. Für kirchlich-diakonische 
Träger kommt wegen des Vorrangs des kirchlichen 
Datenschutzrechtes allenfalls eine entsprechende 
Anwendbarkeit der staatlichen Datenschutzrege-
lungen in Betracht. 

Voraussetzung für eine entsprechende Anwendung 
ist, dass insoweit eine Regelungslücke besteht und 
die sozialrechtlichen Datenschutzregelungen ihrem 
Sinn und Zweck nach auf kirchlich-diakonische 
Träger übertragbar sind. 

Eine sinngemäße Übertragbarkeit besteht höch-
stens für Einzelregelungen aus § 65 SGB VIII. Der 
§ 65 Abs. 2 und 3 SGB VIII richtet sich ausdrück-
lich an öffentliche Träger und ist damit nicht über-
tragbar. Da das DSG.EKD wiederum eine dem § 65 
Absatz 1 Nr.5 SGB VIII entsprechende Regelung 
enthält und die Weitergabe anvertrauter Daten nur 
mit Einwilligung der Betroffenen zulässt, fehlt es an 
einer Regelungslücke und damit an den Vorausset-
zungen für eine entsprechende Anwendung des § 65 
Absatz 1 SGB VIII. Der in § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB 
VIII genannte § 203 StGB gilt auch für Mitarbeitende 
kirchlich-diakonischer Träger. Auch insoweit besteht 
deshalb keine Regelungslücke. Für eine entsprechende 
Anwendung des § 65 Absatz 1 SGB VIII besteht damit 
kein Bedarf. 

Für die Erörterung einer möglichen Kindes wohl-
gefährdung zwischen fallführender Fachkraft und 
„insoweit erfahrener Fachkraft“ ist daher folgendes 
festzuhalten: Die Weitergabe anvertrauter Daten in 
anonymisierter und pseudonymisierter Form kann 
über § 12 Absatz 7 DSG.EKD in Verbindung mit 
§ 8a SGB VIII zulässig sein, wenn eine Vereinba-

27 Siehe Fußnote 7 der Arbeitshilfe.

rung nach § 8a SGB VIII oder eine Selbstverpfl ich-
tung des kirchlich-diakonischen Trägers vorliegt. 
Fehlt es daran, kann die Datenweitergabe sogar in 
nicht-anonymisierter oder nicht-pseudonymisierter 
Form zur Abwendung einer Kindeswohlgefähr-
dung nach § 12 Absatz 7 DSG.EKD in Verbindung 
mit § 34 StGB gerechtfertigt sein.

Für welche Einrichtungen, Altersgruppen 

und Gefährdungslagen ist die „insoweit 

erfahrene Fachkraft“ zuständig? 

In der Vereinbarung zwischen Träger und Jugend-
amt ist zu klären, für welche Einrichtungen und 
welchen Einzugsbereich die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ zuständig ist. Der Umfang ihrer Zustän-
digkeit wird abhängen von der Größe der Einrich-
tung (Anzahl der Mitarbeitenden und Anzahl der zu 
betreuenden Kinder) und auch vom Charakter der 
Einrichtung, für die sie zuständig ist (z. B. stationä-
re Einrichtung, Tageseinrichtung, Jugendfreizeit-
stätte). Es ist zu klären, ob sie beispielsweise aus-
schließlich von evangelischen Tageseinrichtungen 
angefragt werden kann oder von allen Kindertages-
einrichtungen im Jugendamtsbezirk, unabhängig 
von deren Trägerschaft. Es ist auch zu klären, wie 
sich diese Zusatzaufgabe zu ihrer Regeltätigkeit in 
der Beratungsstelle verhält (z. B. zusätzliche Frei-
stellung) sowie ggf. wie die Vertretung in urlaubs- 
oder krankheitsbedingter Abwesenheit erfolgt.

Es ist unerlässlich, dass vereinbart wird, für welche 
Altersgruppen und für welche Problemlagen die 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ herangezogen wer-
den kann. Dies hängt von ihrer Qualifi kation und 
vor allem von ihrer Praxiserfahrung ab: Hat sie eine 
spezielle Fortbildung und Erfahrung im Umgang mit 
Kindern und Jugendlichen, die sexuell missbraucht 
wurden, so ist sie dadurch nicht automatisch kom-
petent zur Risikoabschätzung der Vernachlässigung 
z. B. kleiner Kinder oder Säuglinge. Dabei ist auch 
der Genderaspekt zu berücksichtigen. 

Wie wird die Arbeit der „insoweit 

 erfahrenen Fachkraft“ fi nanziert?

Der öffentliche Jugendhilfeträger ist verpfl ichtet 
dafür Sorge zu tragen, dass eine ausreichende Zahl 

I. Strukturqualität
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„insoweit erfahrener Fachkräfte“ zur Verfügung 
steht. Grundsätzlich sind verschiedene Finanzie-
rungsmodelle für die Tätigkeit der „insoweit erfah-
renen Fachkraft“ denkbar, sei es über (pauschalier-
te) Fachleistungsstunden auf der Grundlage einer 
Leistungsvereinbarung, sei es, dass diese Tätigkeit 
als zusätzliche fachdienstliche Aufgabe in die Lei-
stungsvereinbarungen mit den Trägern der Bera-
tungsstellen aufgenommen wird, die dann auch ei-
ner zusätzlicher Finanzierung bedarf. 

Es ist darauf zu achten, dass die Risikoabschätzung 
ohne Beteiligung des Jugendamtes möglich ist und 
nicht durch die Art der Finanzierung der „insoweit 
erfahrenen Fachkraft“ verhindert wird. Die Finan-
zierung muss so geregelt sein, dass die Beratungsfäl-
le nicht offen gelegt werden müssen und gegenüber 
dem Jugendamt der Datenschutz gewährleistet ist.

Kinderschutzfälle sind insgesamt personal- und 
zeitaufwendige Fallkonstellationen. Die hierfür 
zusätzlich notwendigen fi nanziellen und personel-
len Ressourcen dürfen nicht von den Regelversor-
gungsaufträgen abgezogen werden. Dies würde 
mittelfristig zu einer Verschlechterung der Qualität 
der Leistungserbringung Evangelischer Beratungs-
stellen beitragen. 

Beim Abschluss entsprechender Vereinbarungen 
mit dem jeweils zuständigen örtlichen Jugend-
amt ist daher besonders darauf zu achten, dass die 
Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ eine 
Zusatzleistung der Beratungsstelle ist, deren Fi-
nanzierung daher auch zusätzlich in Leistungsver-
einbarungen und Entgeltregelungen aufgenommen 
und geregelt wird. Zusatzkosten für Fortbildung28, 
Supervision und ggf. berufs- wie haftungsrechtli-
che (Rechtsschutz-)Versicherungen sind hierbei zu 
berücksichtigen.
In der Praxis drohen Jugendämter immer wieder 
mit Kürzung der Regelfi nanzierung, wenn der Trä-
ger diese Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ nicht ohne zusätzliche Kostenerstattung 
übernimmt. Sie begründen dies beispielsweise 

28  § 74 Abs. 6 SGB VIII kann als Rechtsgrundlage für ei-
nen Anspruch auf die Übernahme ggf. notwendiger Fortbil-
dungskosten herangezogen werden. Vgl. Kunkel 2008, S. 
54.

damit, dass die Beratungsstellen doch auch bisher 
bereits mit „Kindeswohlfällen“ zu tun hatten. Dies 
bezog sich jedoch auf die Beratungsfälle in der ei-
genen Einrichtung und umfasste in der Regel nicht 
die Aufgabe einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
in einer anderen Einrichtung. 

Manche Träger entscheiden sich im Konfl iktfall 
dafür, zunächst die Aufgabe einer „insoweit erfah-
renen Fachkraft“ auch ohne zusätzliche Finanzie-
rung zu übernehmen und die erforderlichen Ar-
beitszeiten zu dokumentieren, um später über eine 
Refi nanzierung zu verhandeln. 

Manche Kommunen wie beispielsweise die Stadt 
München oder die Stadt Osnabrück haben mit den 
Trägern eine zusätzliche Kostenerstattung für die 
Übernahme dieser zusätzlichen fachdienstlichen 
Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
vereinbart29. 

Wer haftet wofür? 

Haftungsfragen stellen sich bei der Einschaltung ei-
ner „insoweit erfahrenen Fachkraft“ in unterschied-
lichen Perspektiven und Rechtsverhältnissen:

a. Zivilrechtliche Haftung 

Rechtsverhältnis zwischen den hilfesuchenden  �

Kindern, Jugendlichen oder deren Eltern und 
der Einrichtung, deren Fachkräfte die Anzei-
chen für eine Gefährdung des Kinderwohls 
bemerken: 
Da der Inanspruchnahme von Hilfe bei einem 
freien Träger in der Regel ein Betreuungsvertrag 
zugrunde liegt, haftet die Einrichtung für die 
korrekte Erfüllung der übernommenen Vertrags

29  Die Stadt Osnabrück vergütet beispielsweise die Tätig-
keit der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ eines freien Trä-
gers je Fall mit einer Fallpauschale. Die Vereinbarung sieht 
vor, nach Ablauf des Jahres die Fallpauschale anhand des 
tatsächlichen Arbeitsaufwands gemeinsam zu überprüfen 
und ggf. anzupassen. Die Stadt München hat mit den freien 
Trägern, die eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ zur Ge-
fährdungseinschätzung in anderen Einrichtungen und Dien-
sten zur Verfügung stellen, eine Bereitstellungspauschale 
im Umfang von 4 Wochenstunden vereinbart, die mit einem 
Fachleistungsstundensatz von 48 Euro vergütet wird.
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pfl ichten. In diesem Rechtsverhältnis sind so-
wohl die fallführende Fachkraft als auch die „in-
soweit erfahrene Fachkraft“ sog. Erfüllungs -
gehilfen des Einrichtungsträgers (§ 278 BGB). 
Als Vertragspartner haftet der Einrichtungsträ-
ger auch für Fehler, die die von ihm zur Erfül-
lung seiner Vertragspfl ichten eingesetzten Per-
sonen bei ihrer Aufgabenerfüllung verursachen 
und die sie zu verantworten haben30. Dass die 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ nicht seine Mit-
arbeiterin ist, sondern als externe Kraft herange-
zogen wird, ist in diesem Zusammenhang be-
langlos. 

Neben diesem Schadensersatzanspruch wegen 
Vertragsverletzung kennt das Zivilrecht als wei-
teren Rechtsgrund für Schadenersatzforderungen 
die unerlaubte Handlung gemäß § 823 BGB: Da-
bei haftet der Einrichtungsträger zudem für ei-
nen Fehler der fallführenden und der „insoweit 
erfahrenen Fachkraft“, wenn deren Fehlverhal-
ten als eine zurechenbare unerlaubte Handlung 
zu werten ist (§ 831 BGB). Von dieser Haftung 
kann der Einrichtungsträger sich allerdings ent-
lasten, wenn er nachweisen kann, dass er die be-
treffenden Personen sorgfältig ausgewählt, ange-
wiesen und überwacht hat. Die Haftung der 
Einrichtung für das Handeln der extern ange-
stellten „insoweit erfahrenen Fachkraft“ kommt 
aber nur in Betracht, wenn diese bei ihrer bera-
tenden Tätigkeit in der fallführenden Einrich-
tung auch deren Weisungen unterliegt. Ob dies 
der Fall sein soll, sollte unbedingt im Rahmen 
einer Kooperationsabsprache bedacht und gere-
gelt werden. 

Rechtsverhältnis zwischen den hilfesuchenden  �

Kindern, Jugendlichen oder deren Eltern und 
den Fachkräften 
Eine eigene Schadenshaftung der Fachkräfte ge-
genüber Hilfesuchenden kommt wegen uner-
laubter Handlung bzw. wegen pfl ichtwidrigen 
Unterlassens in Betracht (§ 823 BGB). Wenn sie 
ihre Pfl ichtverletzung nicht über die zivilrecht-

30  Dabei ist darauf hinzuweisen, dass das Zivilrecht einen im-
materiellen Schaden nur in wenigen, gesetzlich ausdrücklich 
vorgesehenen Fällen erstattet, z. B. gemäß § 253 Abs. 2 BGB. 

lichen Notstandsregelungen aus §§ 227 ff. BGB 
rechtfertigen können31, kann ein Geschädigter 
oder eine Geschädigte wahlweise entweder sie 
oder den Träger der Einrichtung wegen Schaden-
ersatz aus § 823 BGB in Anspruch nehmen.

Arbeitsrechtliche Haftung  �

Soweit eine angestellte Fachkraft ihre Verfah-
renspfl ichten im Rahmen des Kinderschutzes 
verletzt hat, liegt in der Regel auch eine Verlet-
zung arbeitsrechtlicher Sorgfaltspfl ichten vor. 
Auf diese fi nden die Grundsätze über die abge-
stufte Arbeitnehmerhaftung Anwendung32. 

Regress bei Heranziehung einer externen „in- �

soweit erfahrenen Fachkraft“ 
In der Kooperationsvereinbarung sollten die Par-
teien auch regeln, in welchen Fällen und ggf. 
auch in welchem Umfang die Einrichtung der 
fallführenden Fachkraft Regress bei ihrem Koo-
perationspartner nehmen kann, wenn sie für 
Fehler eines externen Erfüllungsgehilfen oder 
für dessen unerlaubte Handlungen Schadens-
ersatz leisten muss. 

Reichweite der Haftpfl ichtversicherung  �

Ob die Haftpfl ichtversicherung der jeweiligen 
Einrichtung oder die Berufshaftpfl ichtversiche-
rung der Fachkräfte die Haftung für Fehler im 
Zusammenhang mit Kinderschutzfällen abdeckt, 
hängt von den jeweiligen Vertragsgestaltungen 
ab. Deshalb empfi ehlt es sich, sich vor der erst-
maligen Übernahme von Pfl ichten als „insoweit 
erfahrene Fachkraft“ über die Reichweite der ei-
genen Haftpfl icht zu vergewissern und ggf. einen 
entsprechend erweiterten Versicherungsschutz 
zu vereinbaren.

31  Vgl. dazu auch die Ausführungen zur strafrechtlichen 
Zurechnung pfl ichtwidrigen Unterlassens. 
32  Eine übersichtliche Darstellung dieser im Wesentlichen 
durch die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung entstande-
nen Grundsätze fi ndet sich z. B. im Personalhandbuch von 
Wolfdieter Küttner, 15. Aufl age, 2008 unter dem Stichwort 
Arbeitnehmerhaftung.
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b. Strafrechtliche Haftung der fallführen-
den Fachkraft oder der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ 
Neben der zivilrechtlichen Haftung für Schäden, 
die den Betroffenen infolge von Fehlverhalten sei-
tens der Fachkräfte entstanden sind, kommt auch 
eine strafrechtliche Haftung in Betracht. 

Eine Strafbarkeit wegen Nichteinschreitens oder un-
genügender Anstrengungen zum Schutz von Kindern 
(Unterlassen) setzt aber voraus, dass dieser unzurei-
chende Einsatz nach strafrechtlicher Wertung einem 
Handeln gleichkommt (§ 13 StGB), das heißt straf-
rechtlich überhaupt relevant ist. Die Anforderungen 
an eine solche Gleichstellung sind hoch. Ein vorwerf-
bares Nichtstun liegt nur vor, wenn die betreffenden 
Personen in einer besonderen Beziehung zu dem Op-
fer stehen (Garantenstellung) und die sich daraus für 
sie ergebenden konkreten Pfl ichten (Garantenpfl ich-
ten) in vorwerfbarer Weise verletzt haben33.

Ob der fallführenden oder der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ eine strafrechtlich relevante Garanten-
stellung (in der Regel eine sogenannte Beschützer-
garantestellung) zukommt und welche besonderen 
Pfl ichten sich daraus ergeben, lässt sich nur als 
Ergebnis einer Gesamtbetrachtung des gesamten 
Arbeitsumfeldes treffen. Hierfür sind der Betreu-
ungsvertrag mit den Hilfesuchenden, die Hilfekon-
zeption der Einrichtung und soweit vorliegend auch 
Vereinbarungen mit dem Jugendamt nach § 8a Abs. 
2 SGB VIII34 gleichermaßen ausschlaggebend. 

Die Lage der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ un-
terscheidet sich dabei nochmals von derjenigen der 
fallführenden Fachkraft. Denn ein eigener Kontakt 
mit dem möglicherweise gefährdeten Kind besteht 
nach der Konzeption des Beratungsverfahrens 
gerade nicht. Das durch § 8a SGB VIII gestaltete 
Verfahren beschränkt den Beitrag der „insoweit 
erfahrenen Fachkraft“ darauf, die von der fallfüh-
renden Fachkraft vorgetragene Lage zu bewerten 
und aufgrund dessen gemeinsam mit ihr geeig-
nete Vorgehensweisen zu entwickeln. Von daher 

33  Vgl. Thomas Meysen, Kooperation beim Schutzauftrag: 
Datenschutz und strafrechtliche Verantwortung – alles 
rechtens? Institut für Soziale Arbeit Münster 2006, S. 30.
34  Vgl. Meysen, a.a.O. S. 31 

müsste beispielsweise die „insoweit erfahrene“ die 
fallführende Fachkraft bei der Auswahl geeigne-
ter Beratungsangebote für Eltern unterstützen und 
ggf. eine vorschnelle Einschaltung der Jugendämter 
verhindern. 

Daraus ergibt sich die weitere Frage, wie sich die 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ verhalten soll, wenn 
die fallführende Fachkraft auf Handlungsempfeh-
lungen nicht eingeht und untätig bleibt. In diesem 
Fall sollten beide Fachkräfte ihren Dissens und ihre 
divergierenden Handlungsvorschläge der Einrich-
tungsleitung vortragen und dieser die Entscheidung 
überlassen35. Wenn auch die Einrichtungsleitung 
der Empfehlung nicht folgt, hat die „insoweit er-
fahrene Fachkraft“ ihre Handlungsmöglichkeiten 
im Rahmen des Verfahrens nach § 8a SGB VIII 
erschöpft. Es kann sich nur noch die Frage stellen, 
ob sie nunmehr anstelle der ihrer Ansicht nach zu 
Unrecht untätigen Einrichtung handeln und zum 
Schutz des Kindes eingreifen muß. In diesem Falle 
könnte Untätigbleiben in dieser Lage als unterlasse-
ne Hilfeleistung (§ 323 c StGB) strafbar sein. 

Für eine solche Strafbarkeit fehlt es allerdings an 
den Voraussetzungen. Zum einen ist fraglich, ob 
die von der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ be-
fürchtete Gefährdungssituation dem von § 323 c 
StGB vorauserlangten „plötzlich eintretenden“ 
Unglücksfall oder einer entsprechend unvorher-
gesehenen Verschlimmerung einer bereits bislang 
stabilen Situation entspricht36. Vor allem aber wäre 
eine Anzeige beim Jugendamt hinreichend konkret, 
um die befürchtete Gefährdung abzuwenden. Dies 
wäre dann aber im Zweifel mit der Offenlegung von 
anvertrauten Daten verbunden, die die „insoweit er-
fahrene Fachkraft“ ihrerseits dem Jugendamt nicht 
preisgeben darf, ohne sich strafbar zu machen. Von 
daher dürfte für eine Strafbarkeit nach § 323 c StGB 
im Zweifel kein Raum bleiben. 

35  Der gemeinsame Vortrag beider Kolleginnen/Kollegen 
hat den Vorzug, dass das Verfahren transparent ist und bei-
de die Möglichkeit haben, ihre jeweilige Sicht des Falls sel-
ber darzulegen. 
36  Vgl. Eduard Dreher, Herbert Tröndle, Strafgesetzbuch 
(StGB) und Nebengesetzes, 52. Aufl age, 2004, § 323 Rn. 2a.
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II. Prozessqualität

Was ist die Aufgabe einer „insoweit 

 erfahrenen Fachkraft“? 

Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ ist 
die Risikoabschätzung im Rahmen einer punktu-
ellen beratenden/supervidierenden Begleitung der 
Arbeit der fallführenden Fachkraft.

Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ leistet also kei-
ne konkrete Fallarbeit mit den Klientinnen und Kli-
enten und hat keine diagnostischen Aufgaben mit 
direktem Klientenkontakt. Sie ist nicht beteiligt 
an den Elterngesprächen oder führt sie gar selbst 
durch und leistet auch keine eigene Begutachtung 
von Verhaltensauffälligkeiten des Kindes. Wenn 
von der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ Fallar-
beit mit den Klienten und Klientinnen übernom-
men würde, würde diese selbst zur fallführenden 
Fachkraft mit wiederum eigener Verpfl ichtung zum 
Schutzauftrag. 

Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ hat auch nicht 
die Aufgabe, selbst Sachverhalte zu ermitteln. Ihre 
Aufgabe ist vielmehr die Beratung der fallführen-
den Fachkraft bei der Wahrnehmung und Bewer-
tung von Anhaltspunkten für eine Kindeswohlge-
fährdung und deren fachliche Unterstützung auf 
der Grundlage einer anonymisierten Fallschilde-
rung der fallführenden Fachkraft. Ihre Aufgabe 
umfasst ggf. auch die Vorbereitung der fallfüh-
renden Fachkraft auf Elterngespräche und deren 
Nachbesprechung / Auswertung. 

Sie berät die fallführende Fachkraft und ggf. auch 
die Leitung der Einrichtung über Möglichkeiten, 
wie die Eltern zur Inanspruchnahme von Hilfen 
motiviert werden bzw. falls erforderlich der Hin-
zuziehung des Jugendamtes zustimmen können 
und erarbeitet mit ihnen bei Bedarf einen Schutz-
plan mit Hinweisen zu Form und Zeitabstand der 
Überprüfung. 

Sie leistet mit ihrer Arbeit einen Beitrag zur Qua-
lifi zierung der einzelnen fallführenden Fachkraft 
(ggf. Leitung, Team) für die Wahrnehmung, Be-
wertung und Auswertung von gefährdenden Be-
ziehungen und zur Befähigung der fallführenden 
Fachkraft, in Gefährdungslagen eine Brücke zur 
Hilfe zu bauen. Sie soll nicht in die Beratungsge-
spräche der fallführenden Fachkraft mit den Eltern 
einbezogen werden, um das Vertrauensverhältnis 
zwischen fallführender Fachkraft und Eltern nicht 
zu beeinträchtigen37. 

Wie ist die Arbeitsverteilung zwischen 

ihr und der fallführenden Fachkraft 

 geregelt? 

Die Verfahrensabläufe und Zuständigkeiten bei Kin-
desschutzfällen müssen einrichtungsintern in einer 
Vereinbarung geregelt und kommuniziert sein, um 
stillschweigende Annahmen und Verantwortungs-
delegationen zu vermeiden. Es muss darin geregelt 
sein, wer wann was tun und wen informieren muss. 
Dabei ist auch festzuhalten, ob die fallführende 
Fachkraft oder die Leitung die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ einbezieht, ob die Leitung bei den Be-
ratungsgesprächen von fallführender Fachkraft und 
„insoweit erfahrener Fachkraft“ anwesend ist und 
wie sie ggf. über die Beratungsergebnisse infor-
miert wird, wie die Dokumentation der Beratung 
durch die „insoweit erfahrene Fachkraft“ erfolgt 
und wer – falls erforderlich – wie das Jugend amt 
informiert etc.. 

37  Anders z B Georg Kohaupt, Expertise zum Schutz-
auftrag bei Kindeswohlgefährdung aus der Sicht eines 
Mitarbeiters der Kinderschutz-Zentren, ISA Expertenge-
spräch 2005, S. 13.f. Klaus Menne, Kindesschutz in der 
Erziehungsberatung in: Fokus Beratung. Informationen der 
Evangelische Konferenz für Familien- und Lebensberatung 
e.V., Fachverband für psychologische Beratung und Super-
vision (EKFuL), April 2007, S. 45.
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Die fallführende Fachkraft bleibt auch bei der Hin-
zuziehung der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ in 
der Fallverantwortung. Die Inanspruchnahme der 
„insoweit erfahrenen Fachkraft“ dient nicht der Ab-
gabe des Falls oder der Verantwortung38. 

Die fallführende Fachkraft ist verantwortlich für 
den Hilfeprozess mit den Ratsuchenden, die „inso-
weit erfahrene Fachkraft“ steuert – gewissermaßen 
auf einer Metaebene – den Prozess der Beratung 
der fallführenden Fachkraft. 

Die fallführende Fachkraft informiert die Leitung 
bzw. den Träger der Einrichtung, wenn gewichti-
ge Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
vorliegen und eine Risikoabschätzung durch eine 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ erforderlich ist. 

Die fallführende Fachkraft prüft, ob Hilfen an-
genommen werden, während die hinzugezogene 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ in einer Art Rück-
kopplungsschleife mit der fallführenden Fachkraft 
prüft (und diese Prüfung steuert), ob die Hilfen 
ausreichend sind. Die Impulse, Perspektiven, fach-
lichen Gesichtspunkte, die die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ einbringt, haben empfehlenden, nicht 
entscheidenden Charakter. Sie dienen dazu, die 
Beziehung von fallverantwortlicher Fachkraft und 
den Ratsuchenden zu stärken und nicht zu untermi-
nieren. Ansonsten müsste die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ den Fall selber übernehmen. 

Die fallführende Fachkraft hat die Letztentschei-
dungsbefugnis darüber, ob eine Kindeswohlgefähr-
dung vorliegt – es sei denn, es ist einrichtungsintern 
anders geregelt – unter Verweis und Berücksichti-
gung der Beratungsergebnisse mit der hinzugezo-
genen „insoweit erfahrenen Fachkraft“. Wenn die 

38  So u.a. Münder 2006, § 8a Abs. 2 Rn 31.

fallverantwortliche Fachkraft für sich einschätzt, 
diese Verantwortung nicht übernehmen zu können, 
müsste sie diesen Fall und den damit zusammen-
hängenden Klientenkontakt abgeben.

Die fallführende Fachkraft ist bei Bedarf für den 
Informationsfl uss an das Jugendamt verantwort-
lich, wenn es in trägerinterner Zuständigkeit nicht 
anders geregelt ist. 

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen fallfüh-
render Fachkraft, „insoweit erfahrener Fachkraft“ 
und ggf. dem Team der Einrichtung über die Be-
wertung der gewichtigen Anhaltspunkte, hat die 
mit der Fachaufsicht betraute Leitung der Einrich-
tung – ggf. nach Anhörung beider Fachkräfte – das 
letzte Wort39. Verantwortlich ist nicht die hinzuge-
zogene „insoweit erfahrene Fachkraft“, sondern die 
fallführende Fachkraft40. 

Bei Konfliktfällen informiert die „insoweit er -
fahr ene Fachkraft“ ihre Leitung bzw. die Fach-
vorgesetzte. 

In einem Kinderschutzkonzept des Trägers der 
Einrichtung soll das Verfahren bei Konfl iktfällen 
geregelt werden. Dies dient zugleich der Informati-
on der Kooperationspartner über das Vorgehen im 
Konfl iktfall.

39  Siehe auch die Ausführungen zum Haftungsrecht auf 
Seite 13ff. 
40  Wenn der freie Träger sich entschlossen hat, als „inso-
weit erfahrene Fachkraft“ eine Mitarbeiterin bzw. einen 
Mitarbeiter des Jugendamtes oder des ASD heranzuziehen, 
verhält es sich anders: Weil der öffentliche Träger ohnedies 
die Letztverantwortung für den Fall trägt, entscheidet der 
Vorgesetzte im Jugendamt auch im Falle eines Dissenses in 
der Bewertung der Gefährdung zwischen der fallführenden 
Fachkraft des freien Trägers und einer hinzugezogenen „in-
soweit erfahrenen Fachkraft“ des öffentlichen Trägers 
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III. Ergebnisqualität

Wer hat welche 

Dokumentationsaufgaben? 

Die fallführende Fachkraft ist für die Dokumen-
tation des Falles in der Fallakte verantwortlich. 
Dies umfasst auch die Dokumentation der Bera-
tung durch die „insoweit erfahrene Fachkraft“. 
Sie dokumentiert die einzelnen Verfahrensschritte 
einschließlich der beteiligten Fachkräfte, der Ver-
antwortlichen, der Einbeziehung der Kinder, Ju-
gendlichen und Eltern, der verabredeten Schritte 
und des Zeitraums der Überprüfung41. Die Doku-
mentation soll die Nachvollziehbarkeit des Bera-
tungsprozesses und die Absicherung aller am Bera-
tungsprozess Beteiligten sicherstellen. Die Fallakte 
verbleibt in der Einrichtung. 

Falls das Jugendamt informiert werden muss, ge-
schieht dies schriftlich durch die fallführende Fach-
kraft, es sei denn, es ist einrichtungsintern anders 
geregelt. Bei akuter Kindeswohlgefährdung kann 
auch vorab eine telefonische Information des Ju-
gendamtes erfolgen. Das Jugendamt enthält keine 
Kopien aus der Fallakte.

Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ dokumentiert 
die Beratungsgespräche mit der fallführenden 
Fachkraft bzw. der Leitung. 

Für die Dokumentation der Beratung nach 
§ 8a Abs. 2 SGB VIII gelten die üblichen Auf-
bewahrungsfristen. 

41  Siehe beispielsweise Diakonisches Werk Sachsen: Emp-
fehlungen zum Umgang mit dem Schutzauftrag in Ein-
richtungen der Diakonie 6/2007, S. 3; Empfehlungen des 
Deutschen Vereins zur Umsetzung des § 8a SGB VIII vom 
27. 9. 2006.

Welche Formen der Evaluation unter-

stützen die Qualitätssicherung?

Eine regelmäßige fachliche Auswertung der Erfah-
rungen, der Konfl ikte und Schwierigkeiten bei der 
Beratung von „Kindesschutzfällen“ im Team der Be-
ratungsstelle ist fachlich geboten. Dazu gehört auch 
eine Auswertung der einrichtungsinternen Verfah-
rensstandards und ggf. deren Weiterentwicklung. 

Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ ist als Teil des 
Teams ihrer Beratungsstelle daran beteiligt. Dar-
über hinaus evaluiert sie ihre Arbeit regelhaft ggf. 
im Rahmen eines Qualitätszirkels mit anderen „in-
soweit erfahrenen Fachkräften“.

Zur Weiterentwicklung der für den Kinderschutz er-
forderlichen fachlichen Kooperation von Jugendamt 
und freien Trägern empfi ehlt sich ein regelmäßiges 
Auswertungsgespräch auf der Grundlage von Fall-
dokumentationen. Dies dient auch der Überprüfung 
und ggf. der fachlichen Weiterentwicklung der Ver-
einbarungen von Jugendamt und freien Trägern42

42  Vgl. zur Rückmeldung des Jugendamtes an den freien 
Träger auch Kunkel 2008, S. 54 (Punkt d).
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